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Erfahrungen aus der Praxis
Wirksame Bekämpfung von Bränden, 
Havarien und schweren Unfällen
Im Kreis Merseburg gibt es gute Ergebnisse in Betrieben 
und Wohngebieten bei der Durchsetzung einer vorbildli­
chen Ordnung, Disziplin und Sicherheit. Das trifft auch 
auf das Kombinat VEB Leuna-Werke „Walter Ulbricht“ 
zu. Die von dort, insbesondere von den Werktätigen des 
Caprolactam-Betriebes, im Jahre 1971 ausgegangene und 
als Bestandteil des sozialistischen Wettbewerbs ausgestal­
tete Bewegung wurde inzwischen zu einer Massenbewe­
gung von großer volkswirtschaftlicher Bedeutung. Gegen­
wärtig wird sichtbar, wie fest diese Fragen im Bewußtsein 
der Werktätigen verankert sind. In der Wettbewerbsme­
thode „Schichtgarantie“ z. B. orientieren die Chemiearbei­
ter u. a. auf die volle Erschließung innerer Reserven und 
qualitativer ökonomischer Bewertungsfaktoren. Diese Me­
thode schließt die Garantieleistung für die Tätigkeit wäh­
rend der gesamten Schicht und für den beeinflußbaren 
Zeitraum nach Schichtende ein. Dazu gehören auch exakte 
und kontrollfähige betriebs- und anlagenbezogene Maß­
nahmen, um eine hohe Ordnung und Sicherheit zu ge­
währleisten und so jedwede Störungen im Produktions­
prozeß zu vermeiden.

Die Tätigkeit der Justiz- und Sicherheitsorgane und 
speziell des Staatsanwalts des Kreises ist darauf gerichtet, 
diesen Prozeß wirksam zu unterstützen. Am Beispiel der 
Arbeit zur Bekämpfung von Bränden, Havarien und 
schweren Unfällen soll dies verdeutlicht werden.

Hohe Qualität der Ermittlungsverfahren

Eine Organisationsanweisung des Generaldirektors des 
Kombinats Leuna-Werke „Walter Ulbricht“ sichert die 
Erfassung aller Unfälle, Brände und Störungen, ihre dif­
ferenzierte Weitermeldung an übergeordnete Leiter (§ 17 
Buchst, c ASVO vom 1. Dezember 1977) und entsprechend 
§ 252 AGB die Ursachenermittlung und die betriebliche 
Feststellung der Verantwortlichkeit. Im Kombinat hat sich 
die Fachdirektion Betriebssicherheit bewährt. Dort werden 
alle Ereignismeldungen erfaßt. Mit diesem Bereich halten 
deshalb die Untersuchungsorgane und der Staatsanwalt 
ständig Kontakt (§ 18 StPO).

Der Direktor für Betriebssicherheit informiert das zu­
ständige Untersuchungsorgan sofort über besondere Scha­
densfälle bzw. über betriebliche Untersuchungsergebnisse 
und periodisch über die Ereignisse zusammengefaßt in 
Übersichten. Der Staatsanwalt erhält vom Untersuchungs­
organ unverzüglich Kenntnis über besondere Vorkomm­
nisse und eingeleitete Ermittlungsverfahren. So kann er 
unmittelbar nach Eintritt eines bedeutsamen Schadensfal­
les oder in von ihm ausgewählten Fällen die Ermittlungen 
direkt leiten (§§87, 89 StPO). Das geschieht vor allem in 
den Verfahren, bei denen es um Personenschäden, hohen 
volkswirtschaftlichen Schaden oder schließlich um den 
Verdacht vorsätzlicher Handlungen geht.

In der Phase des „ersten Angriffs“ derart bedeutender 
Verfahren ist die koordinierende Arbeit und Leitungsent­
scheidung des Staatsanwalts wichtig. Dabei bewährt sich 
die unverzügliche Besichtigung des Ereignisortes durch 
den Staatsanwalt, seine Teilnahme an Beratungen der be­
trieblichen Leiter und Experten sowie die Aussprache mit 
den Sachverständigen und mit der Arbeitsschutzinspek­
tion.

Auf die Qualität der Ermittlungsverfahren nimmt der 
Staatsanwalt vor allem durch die Beachtung folgender Er­
fordernisse Einfluß:
— enge Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Orga­

nen des Betriebes;

— differenzierte Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte be­
reits im Stadium der Aufklärung der Tatumstände, der 
begünstigenden Bedingungen und bei der Einschätzung 
der Täterpersönlichkeit;

— Verwirklichung des Prinzips der Konzentration und 
Beschleunigung in allen Stadien des Ermittlungsver­
fahrens;

— gründliche Aufdeckung von Motiven und Einstellungen 
der Beschuldigten;

— Beteiligung der Beschuldigten an der Sachaufklärung;
— Aufklärung des Verhaltens der Beschuldigten nach dem 

Ereignis;
— Auftreten im Arbeitskollektiv der Beschuldigten zur 

Information über das Geschehene und zur Gewinnung 
von Kollektivvertretern oder zur Vorbereitung weite­
rer Mitwirkungsformen (Bürgschaft, gesellschaftliche 
Ankläger oder gesellschaftliche Verteidiger).
In derartigen Verfahren ist es wichtig, daß der Staats­

anwalt seine Anleitung bis zum Abschluß des Ermittlungs­
verfahrens gewährleistet. Seine Leitungsentscheidungen 
müssen präzise sein und dürfen nie die Verantwortung 
des Untersuchungsorgans für die konkreten Ermittlungs­
handlungen verwischen.

Auf die Wirksamkeit späterer Gerichtsverhandlungen 
hat auch Einfluß, wie der Staatsanwalt aus seiner Sicht 
und Verantwortung entsprechend dem Grundanliegen der 
§§ 1 und 2 StPO Vorbereitungen dazu trifft und welche 
Anträge er mit der Anklage beim Kreisgericht stellt. Dazu 
gehört beispielsweise der Antrag auf ein beschleunigtes 
Verfahren (§ 259 StPO), der Antrag zur Beteiligung eines 
bestimmten Zuhörerkreises bzw. zur Durchführung der 
Verhandlung im Betrieb (§§ 155 Abs. 3, 201 Abs. 2 StPO) 
und die richtige Auswahl der notwendigen Zeugen und 
Sachbeweise. Der Staatsanwalt läßt sich dabei davon lei­
ten, daß durch das konkrete Verfahren und seine zügige 
und überzeugende Durchführung selbst ein wirksamer Bei­
trag zum Schutz des sozialistischen Eigentums, des Lebens 
und der Gesundheit der Werktätigen und zur Förderung 
von Initiativen der Arbeitskollektive um hohe Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit geleistet wird. Hierzu zählt auch, 
die Verfahren so durchzuführen, daß die beteiligten be­
trieblichen Kader (Zeugen, Sachverständige und Zuhörer) 
nicht mehr als unvermeidlich in der Arbeitszeit in An­
spruch genommen werden.

Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht 
im Strafverfahren

Die Wirksamkeit von Strafverfahren, denen Brände, Ha­
varien oder schwere Unfälle zugrunde liegen, wird dann 
erhöht, wenn der Staatsanwalt in aller Differenziertheit, 
aber mit Konsequenz gegen aufgedeckte Rechtsverletzun­
gen Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht 
anwendet (§§ 30 ff. StAG).

Wir verwirklichen dies insbesondere durch folgende 
Maßnahmen:
— Die Leitungstätigkeit im Ermittlungsverfahren erfaßt 

gegenüber dem Untersuchungsorgan auch immer For­
derungen zur Aufdeckung von Ursachen und Bedingun­
gen der Straftat.

— Stellt das Untersuchungsorgan Gesetzesverletzungen 
fest, wird sofort der sächbearbeitende Staatsanwalt in­
formiert, der dann dazu weitere Ermittlungen anweist 
oder die Bearbeitung insoweit selbst übernimmt.

— Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht 
werden unverzüglich veranlaßt und nicht erst nach Be­
endigung des Ermittlungsverfahrens, denn es soll mög­
lichst bereits mit der Anklage — spätestens jedoch zum 
Zeitpunkt der Hauptverhandlung — eine gesellschaft­
liche Reaktion darauf vorliegen.


